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100 000 neue Coworking-Plätze?
Parlamentarier aller ParteienwollenArbeitsplätze in denRegionen schaffen –mit der Bundesverwaltung als Vorbild.

Othmar vonMatt

DasPostulat zur Förderung von
regionalemCoworking ist unge-
wöhnlich. SiebenNationalrätin-
nenundNationalräte aus sieben
Parteien haben es unterzeich-
net. Sie wollen bis 2030
100000 Coworking-Arbeits-
plätze schaffen. Der Bundesrat
soll in einemBericht aufzeigen,
wie er das erreichenwill.

Sechs der sieben Parla-
mentsmitglieder sind 2019 neu
gewählt worden: Gerhard An-
drey (Grüne,FR),CorinaGredig
(GLP, ZH), Lars Guggisberg
(SVP, BE), Sidney Kamerzin
(CVP, VS), Lilian Studer (EVP,
AG) und Susanne Vincenz-
Stauffacher (FDP, SG). Nur
Edith Graf-Litscher (SP, TG) ist
bereits seit 2005Nationalrätin.

Die neuen Parlamentsmit-
gliederbringeneineerhöhteBe-
reitschaft mit zur überparteili-
chen Zusammenarbeit. «Für
mich istPolitik keineEin-Partei-
en-Angelegenheit», sagt Lars
Guggisberg (SVP).«Wirmüssen
zusammenarbeiten.»

Nichtmehralle sollennach
ZürichundBernpendeln
Regionales Coworking ist für
alle ein Anliegen. «Mir geht es
darum, dass nicht alle nach Zü-
rich oder Bern pendeln müs-
sen», sagt Graf-Litscher, Koor-
dinatorin des Vorstosses. «Ich
will dieRegionen stärken.Auch
der Thurgau und das Engadin
sollen die Möglichkeit von Co-
working haben.» Das fördere
die lokale Wertschöpfung, stei-
geredieLebensqualität undent-
laste die Verkehrsinfrastruktur.

Als Geschäftsführerin des
BlauenKreuzesAargau/Luzern
habe sie zwar ihrfixesBüro, sagt
EVP-Nationalrätin Studer. Sie
wäre aber froh, könnte sie ihre
politischen Arbeiten «in einem
Coworking-Space erledigen» –
und müsste das nicht zu Hause
tun. Coworking-Spaces boo-
men, spätestens seit der Coro-

nakrise. Sie hat Homeoffice sa-
lonfähig gemacht – undCowor-
king ins Bewusstsein gerückt.

«Noch vor drei Monaten
sagten 90 Prozent der Unter-
nehmen, Homeoffice und Co-
workingkämennicht inFrage»,
sagt JennySchäpper-Uster, Ver-
antwortliche für das Cowor-
king-ÖkosystembeiderGenos-
senschaft Villageoffice. Diese
fördert vor allem ländliche
Coworking-Spaces. Dank der
Coronakrise hätten aber die
meisten Unternehmen gute
Erfahrungen gemacht mit
Homeoffice. «Und die meisten
Mitarbeitenden möchten nicht

mehr jeden Tag ins Büro pen-
deln.» Nur im Homeoffice zu
arbeiten sei aber nicht für alle
eineguteLösung, schreibendie
Postulanten.«Oft fehlender so-
ziale Austausch, die professio-
nelle Infrastruktur und eine
Trennung von Berufs- und Pri-
vatleben.» Das ist in den 220
Coworking-Spaces vorhanden,
die es heute laut Villageoffice in
der Schweiz gibt.

Alleine das Netzwerk von
Villageofficezählt 72 Standorte.
DieGenossenschaft gestaltet in
den nächsten drei Jahren im
Auftrag der SBB auch 60 bis 80
leer stehende Bahnhöfe in Co-
working-Spacesum.Esbrauche
etwa 1000 Coworking-Spaces,
«damit jede Person in 15Minu-
ten mit dem Velo oder mit dem
ÖVamArbeitsplatz seinkann»,
sagt Jenny Schäpper. Die Postu-
lantenwollen 100000zusätzli-
che regionale Gemeinschafts-
arbeitsplätze schaffen. Für den
AufbauderentsprechendenCo-
working-Spacesbraucheesaber
die Unterstützung der öffentli-
chenHand, schreiben sie.

WiedieseUnterstützungaus-
sehen soll, darin sind sie sich
nichteinig.«Mir istganzwichtig,
dass wir keine Steuergelder for-
dern», sagt SVP-Nationalrat
Guggisberg. «Der Staat soll Pri-
vate mit guten Rahmenbedin-
gungen unterstützen, zum Bei-
spiel mit der Raumplanung für
dieUmnutzungbestehenderGe-
bäude.» SP-Nationalrätin Graf-
Litscher hingegen glaubt, «dass
vorallemin ländlichenRegionen
finanzielle Mittel nötig sind, da-
mit diese Projekte zum Fliegen
kommen».

Von der Bundesverwaltung
erwarten die Postulanten eine
Vorbildfunktion. Mit einer Fle-
xibilisierung der Arbeitsorte
könnedieVerwaltung20bis40
Prozent der bestehenden Büro-
arbeitsplätzeeinsparen, glauben
sie.Die freiwerdendenFlächen
könnten als regionale Cowor-
king-Spaces betriebenwerden.

Der höchste Reformierte stolperte nicht nur über eine Affäre
Warum ist Gottfried Locher zurückgetreten?Gestern sorgte die Kirchenspitze erstmals für Klarheit.

Es war ein mutiger Entscheid,
den Ulrich Knoepfel getroffen
hatte.DerGlarnerPfarrer stand
gestern vor dem reformierten
Kirchenparlament, das von sei-
nenFührungsleutenendlichwis-
senwollte,warumGottfriedLo-
cher Ende Mai als oberster Re-
formierter zurückgetreten war.
Bisher druckste die Kirchenlei-
tungherum,kommuniziertenur
häppchenweise und stürzte die
Kirche in eine schwere Krise.
DannsagteKnoepfel, selbstMit-
glied der fünfköpfigen Kirchen-
spitze: «Heute ist es Zeit, dass
gewisse Dinge auf den Tisch
kommen. Ich stehe für eine Kir-
che, inderauchUnangenehmes
nicht verschwiegen wird.» Der
Glarner sorgte für die Transpa-
renz, auf die Gläubige seit Wo-
chenvergeblichgewartethatten.

Warum nun musste Locher
zurücktreten? Der eine Grund

scheint simpel: Es war eine Af-
färe. Doch dazu später, denn es
gibt noch weit gravierendere
Vorfälle. Sie waren bisher vage
als «Grenzverletzungen» be-
kannt geworden.

Auchhierbrachteeinemuti-
ge Stimme Klarheit: Christoph
Weber-Berg,AargauerKirchen-
ratspräsident.ErkenntdieSchil-
derungenmehrerer betroffener
Frauen: Locher solle seine
Machtmissbrauchthaben,«um
sich Frauen mehrfach unge-
bührlich zunähern – auchgegen
ihren Willen.» Er soll, so We-
ber-Berg weiter, Frauen unter
Druckgesetzt habenundvon ih-
nengezogeneGrenzensystema-
tischmissachtet undüberschrit-
ten haben. «Es geht um weit
mehr als um einen zeitlich weit
zurückliegenden Einzelfall.»
Die Vorwürfe sollen nun von
einer externenStelleuntersucht

werden. Für Locher gilt die Un-
schuldsvermutung. Weder er
noch seineAnwältinhabenges-
tern auf eine Anfrage reagiert.

Bekannt wurde an der Kir-
chensynode in Bern gestern
auch: Die Vorwürfe stehen seit

Monaten im Raum. Bereits im
November hatte sich eine
Ex-Angestellteder reformierten
Kirche mit Details an Lochers
Stellvertreterin,EstherGaillard,
gewendet und über Ereignisse
in den Jahren 2011 bis 2013 be-
richtet. Als dieVorwürfe imAp-
ril schriftlich vorlagen, infor-
mierteGaillarddieanderenMit-
glieder der Kirchenleitung, die
auchdieSuspendierungLochers
erwogen.Dieserwehrte sichda-
gegenmit einer Anwältin.

WieausderprivatenAffäre
eineKirchen-Affärewurde
Unddannwar da SabineBränd-
lin. Die Pfarrerin und Kirchen-
rätin, die schon im April Knall
auf Fall zurückgetreten war,
kümmerte sich kirchenintern
ebenfalls um die Vorwürfe der
Ex-Angestellten gegenüber Lo-
cher. Aber offenbar erst imAp-

ril informierte sie die anderen
Kirchenratsmitglieder, dass sie
selbst bis im letzten Oktober
eine Affäre mit dem obersten
Protestanten gehabt hatte.
Darüber waren die anderen
Kirchenratsmitglieder entrüs-
tet. Nichtwegen derMoral, wie
UlrichKnoepfel sagte. Sondern
weil sie sich hintergangen fühl-
ten.Weil vielleicht Locher oder
Brändlin 2018 in ihren Ämtern
nicht wiedergewählt worden
wären, wenn die Beziehung an
der Kirchenspitze bekannt ge-
wesen wäre. Doch Locher soll
damals entsprechendeGerüch-
te abgestritten haben.

DerRat fühlte sich nun aber
nicht nur getäuscht. Im Nach-
hinein scheinees so, dass gewis-
se Geschäfte durch die Bezie-
hung eine andere Dynamik er-
halten hätten, sagte Knoepfel.
Weder Locher noch Brändlin

warengesternvordemKirchen-
parlamentanwesend.«Ichhätte
erwartet, dass sie diemenschli-
cheGrösse gehabt hätten, diese
Vorgänge selbst zutage zu brin-
gen», so Knoepfel.

Bekanntwurde zudem,dass
Locher und Brändlin die Veröf-
fentlichung von Informationen
über ihr Privatleben per Anwalt
zu verhindern versucht hatten.
Davon schienen gestern noch
mehrere Leute an der Kirchen-
spitze gezeichnet: Sie scheuten
es, die Vorwürfe konkret zu be-
nennen.«Wiekannes sein, dass
sichdieKirchenspitze verbieten
lässt, zu kommunizieren?»,
fragte der Aargauer Christoph
Weber-Berg. «Der Eindruck
einer Kirche, die Grenzverlet-
zungen unter den Teppich keh-
renmöchte, schadet uns.»

Lucien Fluri

Bundesgericht
rügt Zürich
Ausschaffungen Die Sicher-
heitsdirektion des Kantons Zü-
rich wollte trotz der Reisebe-
schränkungen inderCoronakri-
se mehrere Personen in der
Ausschaffungshaftbelassen.Die
OrganisationAsylexhatdagegen
in zwei Fällen erfolgreich Be-
schwerde beim Bundesgericht
eingereicht. Ihre Begründung:
Die Absehbarkeit der Ausschaf-
fung ist eine zwingendeVoraus-
setzung für die Anordnung und
Verlängerung von Administra-
tivhaft.WährendderCoronakri-
se seidiesnichtderFall.DieZür-
cher Sicherheitsdirektion teilte
mit,dasMigrationsamthabealle
Fälle von Administrativhaft
überprüft und sämtliche Dub-
lin-Fälle seien aus der Haft ent-
lassen worden. Das Bundesge-
richt habe sich bei seinenUrtei-
len auf einenZeitpunkt imApril
bezogen. Seitdem habe sich die
Lagemerklich verändert. (agl.)

Entlastung für
Prämienzahler
Jugendliche WennVersicherte
ihre Prämien und Kostenbetei-
ligungen in der obligatorischen
Krankenversicherung nicht be-
zahlen und nach dem Betrei-
bungsverfahren ein Verlust-
scheinausgestelltwird, vergütet
der Kanton dem Versicherer 85
Prozent der ausstehenden For-
derungen. Geht es nach der
ständerätlichenKommission für
soziale Sicherheit und Gesund-
heit (SGK), hat sich diese Rege-
lung bewährt. Sie soll jedoch in
verschiedenenPunktenverbes-
sert werden. Sie hat einen ent-
sprechendenVorentwurf einge-
reicht. So sollen etwa junge
Erwachsenenichtmehr fürPrä-
mien und Kostenbeteiligungen
belangt werden können, die
während ihrerMinderjährigkeit
angefallen sind. Die Kommis-
sion fordert auch die Abschaf-
fung von «schwarzen Listen».
Wer auf einer solchen Liste
steht, wird nur noch im Notfall
behandelt. (sku)

Was ist ein Coworking-Space?

Coworking bedeutet zusammen-
arbeiten. In einem Coworking
Space können Selbstständige,
Wiedereinsteiger, Start-ups oder
Studenten, aber auch «normale»
Mitarbeiter von KMU und Gross-
firmen eine professionelle Infra-
struktur nutzen. Mitbringen müs-
sen sie nur einen Laptop und ein
Mobiltelefon. In den grossen
Städten bieten Coworking-Spa-
ces vielfach Platz für über 100
Personen. Sie haben oft ver-
schiedene Zonen: Arbeits- und

Aufenthaltsbereich, Teambüros,
Sitzungszimmer, Eventräume.
Und sie verfügen teilweise über
einen eigenen Community-Ma-
nager, wie Claudius Krucker sagt,
Co-Präsident des Dachverbands
Coworking Switzerland. «Er för-
dert die Interaktion zwischen den
Leuten. In einem Coworking-
Space steht die Zusammen-
arbeit vor der Konkurrenz. Es
geht um Partizipation und Aus-
tausch. Die Leute sollten offen
sein untereinander.» (att)

Coworking soll nicht nur in Zürich oder Bern möglich sein. Bild: Getty Images

«Es istZeit,
dassgewisse
Dingeauf
denTisch
kommen.»

UlrichKnoepfel
Reformierter Kirchenrat


